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2501 Biel 

Bern, 31. Marz 2016 

Anderung des Fernmeldegesetzes 


Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei {SVP) 


Sehr geehrter Herr Direktor 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir nehmen im Rahmen der oben genannten Anhërung Stellung zur Vorlage und 
aussern uns dazu wie folgt: 

Die SVP lehnt den Entwurf in der vorliegenden Form ab. Ein Gesetz sollte 
lediglich den Rahmen abstecken, in welchem sich die Branche, bzw. deren 
Unternehmen, zu bewegen haben. Dabei gilt die Maxime: Weniger ist 
mehr! Gesetzliche Regulierungen ais Reaktion auf neue Dienstleistungen 
oder Produkte laufen stets den aktuellen Gegebenheiten und Moglichkei­
ten hinterher und führen insbesondere in einem innovativen Umfeld wie 
der Telekommunikationsbranche immer zu unnotigen Markteingriffen oder 
staatlichem Dirigismus. 

Mehr ais die Halfte der 41 vorgeschlagenen Massnahmen sind formeller Natur. Es 
handelt sich dabei um Ànderungen, die eine Gesetzesrevision kaum rechtfertigen 
würden. Beim Rest handelt es sich um effektive zusatzliche Regulierungsbestre­
bungen des Bundes, etwa wegen neuen Dienstleistungen am Markt. 

Auf gar keinen Fall darf die Schweiz Regelungen und Konzepte der EU überneh­
men, die dort aufgrund veranderter Rahmenbedingungen bereits wieder in Frage 
gestellt sind und keine zeitgemasse Regulierung darstellen, ja den Wettbewerb so­
gar behindern. 

Die SVP stellt zudem fest, dass es bei der Investitionsfreudigkeit der verschiedenen 
Telekommunikationsanbieter im Schweizer Markt grosse Unterschiede gibt. Obers­
tes Ziel der Liberalisierung des Fernmeldemarktes dürfen aber nicht nur günstige 
Preise sein, sondern vor allem auch die Bereitschaft zu Investitionen in die Er­
schliessung des Landes mit zuverlassigen breitbandigen Netzen. Dies, um die ln­
novationskraft und die Entwicklung unserer modernen Wirtschaft und Gesellschaft 
auch künftig sicher zu stellen. 
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Allenfalls ist zu überlegen, wie ein Wettbewerb von vielfaltigen Angeboten 
auf der bestehenden Infrastruktur sichergestellt werden kann und welche 
Anreize im Gegenzug geschaffen werden konnen, um Unternehmen zu be­
lohnen, die substanziell in den weiteren Ausbau mit Breitbandnetzen in­
vestieren. Hier liegt derzeit kein befriedigendes Konzept vor. 

Die vorliegende Gesetzesrevision ist beispielhaft für eine weitgehend unnotige Ein­
mischung des Staates. Das revidierte FMG ist zu umfangreich. Es führt zu einer 
Aufblahung des Verwaltungsapparates sowie der Regulierungsbehorden und er­
reicht die gewünschten Ziele in keiner Art und Weise. 

Aus dieser Sicht braucht es keine Ânderung des Fernmeldegesetzes. Das geltende 
Gesetz hat sich in weiten Teilen bewahrt. Einzelne deregulierende Anpassungen 
sallen auf dem Verordnungsweg, respektive mit einer begrenzten Teilrevision, um­
gesetzt werden. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und grüssen Sie 
freundlich. 

SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI 

Der Parteiprasident Der Generalsekretar 

;·______ 
Toni Brunner Martin Baltisser 
Nationalrat 
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